
Verjährung des Buchauszugsanspruchs
Der BGH hat grundlegend entschieden, wann die 
Verjährung des Buchauszugsanspruchs beginnt.

In mehreren Urteilen vom 3. August 2017 hat sich der Bun-
desgerichtshof zur Verjährung des Anspruchs auf Buchauszug 
geäußert (Leitentscheidung: VII ZR 32/17, parallel VII ZR 
38/17 und VII ZR 39/17). Er hat damit eine seit längerem 
schwelende Streitigkeit entschieden. 

Der Anspruch auf Buchauszug gemäß § 87 c Abs. 2 HGB ist 
das praktisch bedeutendste Provisionskontrollrecht des Han-
delsvertreters. Dieses Recht kann von den Parteien des Han-
delsvertretervertrages nicht abbedungen werden. Es steht über 
§ 65 HGB auch angestellten Außendienstmitarbeitern zu, so-
weit sie für ihre Tätigkeit (auch) Provisionen erhalten.

Der Buchauszug muss auf Verlangen des Handelsvertreters 
vom Unternehmer erteilt werden. Er dient dazu, die Provisions-
abrechnungen zu kontrollieren und etwaige Provisionsnachfor-
derungen geltend zu machen. Zu diesem Zweck muss der 
Buchauszug weitergehend als die Provisionsabrechnungen sämt-
liche Details zu den provisionspflichtigen Geschäften enthalten, 
soweit sie für die Berechnung, Höhe und Fälligkeit der Provisi-
on von Bedeutung sind und sich aus den „Büchern“ – zu denen 
auch die EDV des Unternehmers gehört – entnehmen lassen. 

Form und Gestaltung des Buchauszuges im Einzelfall kön-
nen dabei grundsätzlich vom Unternehmer bestimmt werden. 
Insgesamt muss der Buchauszug jedoch in klarer und über-
sichtlicher Weise die Kontrolle der Provisionsabrechnungen 
und -ansprüche ermöglichen.

Voraussetzungen der Verjährung
Der Buchauszug konnte in zeitlicher Hinsicht schon nach bis-
heriger höchstrichterlicher Rechtsprechung nur insoweit ver-
langt werden, als zugrundeliegende Provisionsansprüche ih-
rerseits noch nicht verjährt waren. Waren die Provisionsan-
sprüche verjährt, war der Anspruch auf Buchauszug als 
Hilfsanspruch zur Berechnung dieser Provisionsansprüche 
gegenstandslos und nicht mehr durchsetzbar.

Daneben unterliegt der Buchauszugsanspruch aber auch ei-
ner eigenständigen Verjährung. Mit der Abschaffung des § 88 
HGB a. F. wurde das Verjährungsrecht der §§ 84 ff. HGB zum 
Jahresende 2004 an die allgemein-zivilrechtlichen Vorschrif-
ten angeglichen. Ansprüche verjähren danach grundsätzlich 

nach drei Jahren, beginnend mit dem Schluss des Jahres, in 
dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von den 
den Anspruch begründenden Umständen und der Person des 
Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit 
erlangen müsste.

Ohne Rücksicht auf die Kenntnis oder grob fahrlässige Un-
kenntnis verjähren die Ansprüche in zehn Jahren von ihrer 
Entstehung an.

Kernfrage für das Eingreifen der kürzeren dreijährigen Ver-
jährungsfrist war daher, wann die Voraussetzungen der An-
spruchsentstehung und Kenntnis beim Buchauszugsanspruch 
vorliegen. Hierzu wurden von Instanzgerichten und rechts-
wissenschaftlichen Autoren seit 2004 unterschiedliche An-
sichten vertreten. Der BGH hat diesen Streit nunmehr für die 
Rechtsanwendungspraxis weitgehend geklärt.

Anspruchsentstehung mit Erteilung 
einer Abrechnung
Ein Anspruch ist im Sinne der verjährungsrechtlichen Vor-
schriften entstanden, sobald er erstmals geltend gemacht und 
notfalls im Wege der Klage durchgesetzt werden kann. 

Dr. Michael Wurdack 
ist Rechtsanwalt und Partner der seit 40 
Jahren auf Vertriebsrecht spezialisierten 
Kanzlei Küstner, v. Manteuffel & Wurdack 
in Göttingen. Telefon:+49(0)51/49 99 60
E-Mail: kanzlei@vertriebsrecht.de
Weitere Informationen, aktuelle Urteile 
und Seminarangebote rund ums Vertriebs-
recht finden Sie auf der Kanzlei-Home-
page: www.vertriebsrecht.de

Recht

78 Sales Management Review  5 | 2017

Service | Recht



Wichtig: Für die Verjährung des Anspruchs auf Erteilung 
eines Buchauszugs bedeutet dies nach Ansicht des BGH, dass 
sie regelmäßig mit dem Schluss des Jahres beginnt, in dem der 
Unternehmer dem Handelsvertreter eine abschließende Ab-
rechnung über die diesem zustehende Provision erteilt hat.

Von einer solchen abschließenden Abrechnung sei auszu-
gehen, wenn der Unternehmer eine Abrechnung über die dem 
Handelsvertreter zustehende Provision ohne Einschränkun-
gen oder Vorbehalte erteilt hat. Mit einer solchen Abrechnung 
sei stillschweigend die Erklärung des Unternehmers verbun-
den, dass weitere Provisionsforderungen des Handelsvertre-
ters nicht bestehen.
Wichtig: Nicht ausreichend für die Entstehung des An-

spruchs ist es jedoch, dass lediglich die Voraussetzungen für 
den Anspruch des Handelsvertreters auf Abrechnung der Pro-
visionen für einen bestimmten Zeitraum vorliegen.

Der Vertreter sei in einem solchen Fall zwar prozessual be-
rechtigt, die Erteilung einer Abrechnung für den bestimmten 
Abrechnungszeitraum zusammen mit dem Anspruch auf 
Buchauszug geltend zu machen. Verpflichtet sei er hierzu aber 
nicht, er könne sich zunächst auf die Geltendmachung des 
Abrechnungsanspruchs beschränken. Der Unternehmer wer-
de hierdurch unter verjährungsrechtlichen Gesichtspunkten 
nicht unbillig benachteiligt: Er habe es selbst in der Hand, den 
Anspruch auf Erteilung eines Buchauszugs mit Erteilung ei-
ner abschließenden Provisionsabrechnung fällig zu stellen. 
Hierfür genüge nach der Rechtsprechung auch die Erklärung, 
dass dem Handelsvertreter im Abrechnungszeitraum keine 
Provisionsansprüche erwachsen seien.

Für die Anspruchsentstehung im verjährungsrechtlichen 
Sinn irrelevant ist aus Sicht des BGH, ob auf Seiten des Han-

delsvertreters Zweifel an der Richtigkeit der vom Unterneh-
mer erteilten Abrechnung bestehen, ob die vom Unternehmer 
erteilte Abrechnung vollständig ist und sämtliche dem Han-
delsvertreter tatsächlich zustehenden Provisionen umfasst 
(der Buchauszug soll gerade der Aufdeckung möglicher wei-
terer Provisionsansprüche dienen), wann der Handelsvertre-
ter den Anspruch auf Buchauszug geltend macht und ob das 
Handelsvertretervertragsverhältnis beendet ist.

All diese zuvor in der Instanzrechtsprechung diskutierten 
Zeitpunkte/Umstände sind nach Ansicht des BGH nicht die 
richtigen Anknüpfungspunkte für das Entstehen des Buchaus-
zugsanspruchs. 

Kenntnis der anspruchsbegründenden 
Umstände
Ist die erteilte Abrechnung maßgeblich, erlangt der Handels-
vertreter hiervon regelmäßig unproblematisch Kenntnis mit 
dem Zugang dieser Abrechnung. Ab diesem Zeitpunkt – so 
der BGH – ist der Handelsvertreter in der Lage, den Anspruch 
auf Erteilung eines Buchauszugs gerichtlich durchzusetzen. 

Die Verjährung des Anspruchs auf Erteilung eines Buchaus-
zugs ist dabei nicht auf die Geschäfte beschränkt, die der Un-
ternehmer tatsächlich abgerechnet hat. Sie erfasst vielmehr alle 
provisionspflichtigen Geschäfte, über die der Handelsvertreter 
nach § 87c Abs. 1 HGB eine Abrechnung des Unternehmers 
verlangen konnte.

Unabhängig von den dogmatisch interessanten Detailfra-
gen hat der BGH mit seiner Entscheidung eine praktisch 
handhabbare Leitlinie vorgegeben, an der man sich bei der 
Beurteilung des Verjährungseintritts künftig orientieren soll-
te. Erteilt der Unternehmer regelmäßig Provisionsabrechnun-
gen, setzt das für die abgerechneten Zeiträume die Verjährung 
des Buchauszugsanspruchs in Lauf, auch wenn die Abrech-
nungen nicht alle provisionspflichtigen Geschäfte enthalten.

Mit Blick auf das heranrückende Jahresende 2017 bedeutet 
das, dass am Jahresende Verjährung nach der Regelverjäh-
rungsfrist für Buchauszugsansprüche eintreten könnte, die ei-
nen Großteil des Jahres 2014 erfassen. Handelsvertreter oder 
provisionsberechtigte Arbeitnehmer, die für diesen Zeitraum 
Provisionsnachforderungen auf Basis eines Buchauszuges ver-
lässlich beziffern wollen, sollten also rechtzeitig aktiv werden, 
um den Ablauf dieser Verjährung zu hemmen.

Zusammenfassung
•	Die Verjährung des Anspruchs auf Erteilung eines 
Buchauszugs beginnt regelmäßig mit dem Schluss des 
Jahres, in dem der Unternehmer dem Handelsvertreter 
eine abschließende Provisionsabrechnung erteilt hat.
•	Es reicht nicht aus, dass lediglich die Voraussetzungen 
für den Anspruch auf Abrechnung der Provisionen für 
einen bestimmten Zeitraum vorliegen. Es kommt auf die 
tatsächliche Erteilung der Abrechnung an.
•	Irrelevant ist jedoch, ob die vom Unternehmer erteilte 
Abrechnung vollständig ist und sämtliche dem Handels-
vertreter tatsächlich zustehenden Provisionen umfasst.
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